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Beschlussempfehlung 

an die Stadtverordnetenversammlung 
 
 

Abschluss von Zuwendungsverträgen für die Erbringung von sozialen Hilfen 
in Kassel 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.275 - 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dr. Eichler 
 
 
Antrag (B) 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. „Der beigefügte Musterzuwendungsvertrag wird zukünftig mit den 
Zuwendungsempfängern für die Erbringung sozialer Hilfen aufgrund der 
jeweiligen gesetzlichen Grundlagen und der Rahmenvereinbarung über die 
Grundsätze der Neustrukturierung und Kommunalisierung der Förderung 
sozialer Hilfen in Hessen für eine Laufzeit bis Ende 2008 abgeschlossen. 

 
2. Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Magistrat, Zuwendungs-

verträge im Rahmen der jeweils von der Stadtverordnetenversammlung und 
den vom Land Hessen für den Zuwendungszweck zur Verfügung gestellten 
Mittel abzuschließen. 
Der Magistrat wird ermächtigt, den Musterzuwendungsvertrag aufgrund von 
Besonderheiten, die in der Organisation des Zuwendungsempfängers oder in 
der Art der zu erbringenden Leistungen liegen, zu modifizieren. 

 
3. Die bisher für die Zuwendungsverträge des Jugendamtes gültige 

Dynamisierungsformel wird mit Ablauf des Jahres 2006 außer Kraft gesetzt. Sie 
wird durch die im Musterzuwendungsvertrag enthaltene 
Dynamisierungsregelung abgelöst.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 
Beschluss der 7. Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung vom 02.11.2006Seite 2 

 Änderungsantrag der CDU-Fraktion zur Magistratsvorlage (A) 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
In § 12 des Zuwendungsvertrages ist folgender 3. Satz neu einzufügen: 
 
Im Falle einer nicht zweckgebunden eingesetzten freiwilligen Zuwendung wird 
eine Vertragsstrafe in Höhe von 2/3 der zweckentfremdet eingesetzten 
Zuwendung fällig. 

 
 

Beschluss A 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, 
den Änderungsantrag der CDU-Fraktion abzulehnen. 
 
 

Beschluss B 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, 
dem Antrag des Magistrats zuzustimmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Wolfram Kieselbach Anja Koch 
Vorsitzender  Schriftführerin 


